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Geleitwort zur fünften Auflage

Im Oktober 1995 habe ich an dieser Stelle die erste Auflage eines „Handbuchs
mit Musteranweisungen zur Organisation der Haftungsvermeidung“ vorge-
stellt. Auf 479 Seiten, in zwölf Kapiteln und sieben Anhängen sollte ein mög-
lichst umfassender Überblick über die zivilrechtliche Haftung der Kommunen
verschafft werden. Die nun vorliegende fünfte Auflage weist auf 998 Seiten fünf
Teile in 14 Kapiteln auf. In nunmehr über 17 Jahren ist klar geworden, dass der
Anspruch einer auch nur annähernden Vollständigkeit der Darstellung eines
Überblicks über das kommunale Haftungsrecht durch einen Verfasser alleine
nur schwer zu erfüllen ist. Die kommunalhaftungsrechtliche Materie hat sich
vielmehr als zu umfangreich erwiesen. Hingewiesen sei nur beispielsweise auf
den zunehmenden Einfluss des europäischen Rechts und die Flut der in den
letzten Jahren erlassenen Gesetze und die hierzu ergangene Rechtsprechung.
Bereits in der Vorauflage hat Herr Dr. Krafft deshalb die Bearbeitung wichtiger
Bereiche, insbesondere der prozessrechtlichen Fragen, übernommen.

Deshalb stellt es einen konsequenten weiteren Schritt dar, die vorliegende
fünfte Auflage vollständig neu auszurichten. Unbeschadet des weiter be-
stehenden Anspruchs, dem Leser einen möglichst umfassenden Überblick zu
gewähren, werden die wichtigsten haftungsrechtlichen Fragen nicht nur im
Überblick, sondern stärker in der Tiefe behandelt.

Aufgrund beruflicher Veränderungen in den letzten Jahren habe ich die not-
wendige Neuausrichtung zum Anlass genommen, mich aus der Autorenschaft
zurückzuziehen und den Verlag gebeten, das Werk vollständig in die Hände
von Herrn Dr. Krafft zu legen. Aufgrund der angenehmen und sehr befruch-
tenden Zusammenarbeit mit Herrn Dr. Krafft bei Erstellung der vierten Auf-
lage bin ich davon überzeugt, dass er und sein Autorenteam dem Werk noch
viele weitere erfolgreiche Auflagen bescheren werden. Ich hoffe, dass in ihnen
auch in Zukunft noch etwas „Rotermund“ erkennbar bleibt. Verlag und Au-
toren wünsche ich, dass dem Werk weiterhin viel Erfolg beschieden sein möge.

Es bleibt, mich beim Erich Schmidt Verlag und allen Mitarbeitern für die
stets angenehme Zusammenarbeit und die gewährte Unterstützung zu bedan-
ken. Dies gilt in ganz besonderer Weise für die 13jährige Betreuung durch
Herrn Henning Schiller. Mein Dank gilt weiter der Bundesarbeitsgemeinschaft
Deutscher Kommunalversicherer (BADK) und der Versicherungskammer
Bayern für die langjährig gewährte Unterstützung.

Traunstein, im Januar 2013 Carsten Rotermund
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Vorwort zur fünften Auflage

Die fünfte Auflage markiert eine personelle Zäsur des bestehenden Werkes.
Denn zu meinem großen Bedauern hat sich Herr Kollege Rotermund aus per-
sönlichen Gründen entschieden, nicht mehr an der Neuauflage mitzuwirken.
Vor diesem Hintergrund möchte ich vorab die Verdienste von Herrn Kollegen
Rotermund um die Begründung und bisherige Fortführung des Werkes wür-
digen. Nachdem es mir überlassen war, das Werk alleine fortzuführen, kann
ich ermessen, welche Anstrengungen und geistige Leistung die Vorauflagen
abverlangt haben müssen. Es sei daher schon an dieser Stelle Herrn Kollegen
Rotermund sehr herzlich für die Gelegenheit gedankt, dass ich auf das beste-
hende und auf dem Markt langjährig eingeführte Werk aufbauen und dieses
fortsetzen darf.

Die personellen Veränderungen waren jedoch nicht der Anlass, das Konzept
des Werkes zu überarbeiten und einer Neuausrichtung zuzuführen. Entschei-
dend sind vielmehr die Bedürfnisse der Praxis sowie die zunehmende Bedeu-
tung kommunaler Haftung.

Während die Vorauflagen in erster Linie darauf abzielten, auch dem nicht
juristisch vorgebildeten Leser die Haftungsrisiken für die Kommunen näher
zu bringen und verständlich zu machen, geht die neue Auflage in rechtlicher
Hinsicht doch erheblich weiter in die Tiefe. Deshalb richtet sich die fünfte
Auflage in erster Linie an die Juristen der Kommunen, ihre Entscheidungsträ-
ger, aber auch und vor allem an Richter und Rechtsanwälte sowie Versiche-
rungsjuristen, die sich mit der Haftung der öffentlichen Hand auf der
kommunalen Ebene beschäftigen.

Die Blickrichtung des Juristen ist daher auch maßgebend für den abge-
änderten Aufbau. Denn die Praxis fragt zunächst danach, wer wofür haftet
und vor welchem Gericht das Verfahren stattfindet. Beibehalten wurde jedoch
die grundsätzliche Zweiteilung des Werkes, und zwar einmal in Bezug auf die
Darstellung der rechtlich-dogmatischen Grundlagen einerseits und die ver-
tiefte Darstellung der praxisrelevanten Fallgruppen andererseits. Dementspre-
chend sind auch die jeweiligen Ausführungen gewichtet. Ausführlich dargelegt
werden die „klassischen“ Probleme des Amtshaftungsrechts und seiner flan-
kierenden Rechtsgebiete (öffentlich-rechtliche Schuldverhältnisse, enteignungs-
gleicher Eingriff etc.). Da das kommunale Haftungsrecht geprägt ist vom
Dualismus der Einstandspflicht für hoheitliche und/oder privatwirtschaftlich-
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fiskalische Betätigung, ist der Behandlung der allgemeinen zivilrechtlichen
Anspruchsgrundlagen, die die Verantwortlichkeit der Kommunen in der Pra-
xis begründen können, ebenfalls breiter Raum gewidmet.

In der Neuauflage finden aber auch Rechtsgebiete nähere Berücksichtigung,
die in Zukunft wegen ihrer zunehmenden Bedeutung in den Blick zu nehmen
sein werden. Dazu gehört insbesondere der europarechtliche Staatshaftungs-
anspruch, der im Zusammenhang mit den sogenannten „Wettmonopolfällen“
für die Kommunen Praxisrelevanz erlangt hat. Entsprechendes gilt für das
Haftungsrisiko aufgrund diverser gesetzlicher Neuerungen. Zu nennen ist hier
insbesondere die Gesetzesänderung zur Informationspflicht der öffentlichen
Hand gegenüber den Verbrauchern in Bezug auf Lebensmittel. Auch hat das
Jahr 2012 diverse Klarstellungen durch die Rechtsprechung mit sich gebracht.
So hat zum Beispiel der BGH nunmehr wegweisend die Fallgruppen fest-
gelegt, in denen eine Haftung der Kommunen wegen der Versagung des Ein-
vernehmens verbleibt.

Im Vergleich zur Vorauflage sind diverse Themen „abseits“ der klassischen
Kommunalhaftung hinzugekommen (wie z.B. die Haftung der Kommunen
nach UWG, GWB und dem europäischen Beihilfenrecht). Neu ist insbeson-
dere auch die Behandlung der persönlichen Haftung von Leitungskräften
kommunaler Unternehmen in privatrechtlichen Formen, die der Tatsache der
Privatisierung öffentlicher Aufgaben geschuldet ist. Entsprechendes gilt für
die persönliche Einstandspflicht wegen der notwendigen Teilhabe kommuna-
ler Repräsentanten z.B. am örtlichen Vereinsleben und in Parteien. Allerdings
konnten diese Rechtsmaterien, ebenso wie das Vergaberecht, nur in ihren
Grundzügen dargestellt werden, da vertiefte Ausführungen den Umfang des
Werks gesprengt hätten. Gleichwohl haben wir uns um eine die wesentlichen
Probleme aufzeigende Darstellung bemüht. Erheblich erweitert und vertieft
wurden jedoch die Ausführungen zum Versicherungsschutz der Kommunen.
Ergänzt wurde die versicherungsrechtliche Thematik um die Absicherung per-
sönlicher Haftungsrisiken, insbesondere von Leitungskräften kommunaler
Kapitalgesellschaften.

In der Neuauflage konnten – wegen abnehmender Bedeutung und der Neu-
ausrichtung des Werks – manche Themen nicht mehr erschöpfend behandelt
werden. Dazu zählen zum Beispiel die Haftung nach dem Staatshaftungsgesetz
der ehemaligen DDR (und seiner Nachfolgebestimmungen). Gestrichen
wurde der Regress des Sozialversicherungsträgers. In seinem Umfang redu-
ziert wurde weiter das Kapitel „Arzthaftungsrecht“, nicht weil es für die
Kommunen nicht praxisrelevant wäre, sondern vielmehr deshalb, weil hierzu
zahlreiche eigenständige und ausführliche Publikationen existieren. Beibehal-
ten und vertieft wurde allerdings die Problematik der Haftung der Kommunen
als Träger von Krankenhäusern.
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Wie schon die Vorauflagen stellt das aktuelle Werk die Rechtslage anhand
der Rechtssprechung primär des BGH (dort insbesondere der dritte Zivilsenat,
Staatshaftungssenat) dar. Soweit erforderlich, sind auch unter- und oberge-
richtliche Entscheidungen eingearbeitet. Damit die zitierten Urteile leichter
aufgefunden werden können, wurden die Entscheidungen mit Datum und Ak-
tenzeichen sowie einer weitgehend allgemein zugänglichen Fundstelle aufge-
führt. Neu ist die Voranstellung einschlägiger Aufsätze sowie – an geeigneter
Stelle – der Verweis auf weitere Urteile, die im inhaltlichen Zusammenhang
mit den jeweiligen Themen stehen.

Der Stand der Bearbeitung entspricht der Rechtsprechung und Literatur,
soweit sie bis Ende November 2012 veröffentlicht waren. Auf Gesetzesände-
rungen, die zum 01. 01. 2013 in Kraft getreten sind, wird jedoch hingewiesen.

Angesichts des wachsenden Umfangs kommunaler Haftungsrisiken, war es
mir schon aus zeitlichen Gründen unmöglich, eine weitgehend vollständige
Darstellung alleine zu verfassen, einmal ganz davon abgesehen, dass es schon
die zur Qualitätssicherung gebotene Spezialisierung erforderlich macht, Auto-
ren zu beteiligen, die über entsprechendes Fachwissen verfügen. Es ist mir
daher eine besondere Freude, dass ich Frau Richterin am Oberlandesgericht
Petra Willner, Mitglied des Vergabesenats beim Oberlandesgericht München,
für den vergaberechtlichen Teil gewinnen konnte. Frau Kollegin Willner ist
eine ausgewiesene Expertin des Vergaberechts. Sie hat die für die Kommunen
äußerst wichtige Materie mit dem Blick für das Wesentliche aus der Perspek-
tive der Rechtsfindung behandelt.

Bei der Abfassung des Werkes haben mich als Autoren außerdem tatkräftig
unterstützt Frau Rechtsanwältin Rönsberg (Fachanwältin für Verwaltungs-
recht), Frau Rechtsanwältin Tassarek-Schröder, Herr Rechtsanwalt Thaller,
und Herr Rechtsanwalt und Fachanwalt für Medizinrecht Koller (allesamt
Tacke-Krafft, München), deren jahrelange praktische Erfahrungen aus kom-
munalen Haftpflichtprozessen mit eingeflossen sind.

Bedanken möchte ich mich auch noch bei Herrn Rechtsanwalt Dr. Zentz
(Tacke-Krafft, München) und Frau Rechtsreferendarin Bönisch für die Kor-
rekturarbeiten und weitere Unterstützung. Mein Dank gilt schließlich noch
meinem Kanzleipartner, Herrn Rechtsanwalt Dr. Tacke, für seine Geduld und
die Übernahme der Mehrbelastung im Tagesgeschäft, ohne die die Neuauflage
nicht möglich gewesen wäre.

München, im Januar 2013 Dr. Georg Krafft
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